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II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

VERORDNUNGEN 

VERORDNUNG (EU) Nr. 801/2013 DER KOMMISSION 

vom 22. August 2013 

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1275/2008 im Hinblick auf die Festlegung von Ökodesign- 
Anforderungen an den Stromverbrauch elektrischer und elektronischer Haushalts- und Bürogeräte 
im Bereitschafts- und im Aus-Zustand und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 642/2009 im 
Hinblick auf die Festlegung von Anforderungen an die umweltgerechte Gestaltung von 

Fernsehgeräten 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Richtlinie 2009/125/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 21. Oktober 2009 zur Schaffung 
eines Rahmens für die Festlegung von Anforderungen an die 
umweltgerechte Gestaltung energieverbrauchsrelevanter Produk­
te ( 1 ), insbesondere auf Artikel 15 Absatz 1, 

nach Anhörung des Ökodesign-Konsultationsforums, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) In Artikel 16 Absatz 2 der Richtlinie 2005/32/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates ( 2 ) sind Durch­
führungsmaßnahmen vorgesehen, wobei die Senkung der 
Energieverluste bestimmter Produkte im Bereitschafts­
zustand als eine der Prioritäten genannt wird. 

(2) Im Rahmen einer Studie, die sich mit den technischen, 
ökologischen und wirtschaftlichen Aspekten von Energie­
verlusten im Bereitschafts- und im Aus-Zustand befasste, 
wurde 2006/2007 auch die Leistungsaufnahme elektri­
scher und elektronischer Haushalts- und Bürogeräte im 
vernetzten Bereitschaftsbetrieb behandelt. Die Studie er­
gab, dass die Netzfähigkeit ein allgemeines Merkmal von 
Haushalts- und Bürogeräten werden würde. Da zu diesem 
Zeitpunkt jedoch noch nicht ausreichend Daten vorlagen, 
empfahl der Regelungsausschuss für die umweltgerechte 
Gestaltung energiebetriebener Produkte am 21. Juni 
2008, den vernetzten Bereitschaftsbetrieb separat zu be­
handeln. 

(3) Untersuchungen zum vernetzten Bereitschaftsbetrieb 
wurden im Ökodesign-Arbeitsprogramm 2009-2011 als 
Prioritäten genannt. Die Kommission prüfte daher 

2010/2011 in einer Vorstudie die technischen, ökologi­
schen und wirtschaftlichen Aspekte des vernetzten Bereit­
schaftsbetriebs. Die Studie wurde gemeinsam mit Interes­
senträgern und Betroffenen aus der EU und Drittstaaten 
durchgeführt, und ihre Ergebnisse wurden veröffentlicht. 

(4) Der Studie zufolge betrug der Stromverbrauch der in der 
Gemeinschaft verkauften elektrischen und elektronischen 
Haushalts- und Bürogeräte im Zusammenhang mit dem 
vernetzten Bereitschaftsbetrieb im Jahr 2010 schätzungs­
weise 54 TWh, was einem CO 2 -Ausstoß von 23 Mio. t 
entspricht. Ohne besondere Maßnahmen wird dieser Ver­
brauch bis 2020 voraussichtlich auf 90 TWh steigen. Es 
wurde daher der Schluss gezogen, dass der mit dem ver­
netzten Bereitschaftsbetrieb verbundene Stromverbrauch 
deutlich verringert werden kann. Die vorliegende Verord­
nung soll die Marktverbreitung technischer Lösungen zur 
Senkung des Stromverbrauchs von Geräten im vernetzten 
Bereitschaftsbetrieb fördern, um bis 2020 etwa 36 TWh 
und bis 2025 etwa 49 TWh jährlich im Vergleich zum 
Szenario mit unveränderten Rahmenbedingungen ein­
zusparen. 

(5) Die Studie ergab insbesondere, dass die Verbrauchsmini­
mierungsfunktion, mit deren Hilfe das Gerät in den Zu­
stand des vernetzten Bereitschaftsbetriebs versetzt wird, 
solange es seine Hauptfunktion nicht ausführt, für die 
Umsetzung des Einsparpotenzials von wesentlicher Be­
deutung ist. Es wird anerkannt, dass Geräte, die durch 
einen externen oder internen Auslöser reaktiviert werden, 
für einen begrenzten Zeitraum unabhängig von ihrer 
Hauptfunktion/ihren Hauptfunktionen in den aktiven Be­
trieb übergehen können, um z. B. Wartung oder das 
Herunterladen von Software zu ermöglichen. Durch die 
Verbrauchsminimierungsfunktion sollte sichergestellt 
werden, dass das Produkt nach Ausführung der Aufgaben 
wieder in den Zustand des vernetzten Bereitschafts­
betriebs versetzt wird.
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(6) Wie die Vorstudie ergab, sollten die Anforderungen an 
den vernetzten Bereitschaftsbetrieb in Abhängigkeit vom 
Grad der Netzwerk-Verfügbarkeit differenziert werden. 
Dazu wurde eine begrenzte Anzahl von Geräten mit 
hoher Netzwerk-Verfügbarkeit („HiNA-Geräte“) ermittelt, 
deren Hauptfunktion darin besteht, den Netzwerk-Daten­
verkehr zu verarbeiten, darunter Router, Netzwerk-Schal­
ter, Drahtlos-Netzzugangspunkte, Hubs und Modems. Da 
diese Geräte unmittelbar auf eingehende Daten reagieren 
müssen, kann der Zustand des vernetzten Bereitschafts­
betriebs bei ihnen als gleichwertig mit dem Leerlauf­
zustand betrachtet werden. 

(7) Da die Funktionen im Bereitschaftszustand und im ver­
netzten Bereitschaftsbetrieb miteinander verbunden sind 
und die betroffenen Produkte einander entsprechen, 
sprach sich das Ökodesign-Konsultationsforum am 
14. September 2011 dafür aus, Ökodesign-Anforderun­
gen in Bezug auf den vernetzten Bereitschaftsbetrieb im 
Rahmen einer Änderung der Verordnung (EG) Nr. 
1275/2008 der Kommission ( 1 ) festzulegen. 

(8) Die Vorschriften für den Bereitschafts- und den Aus-Zu­
stand sowie für den vernetzten Bereitschaftszustand soll­
ten gemeinsam überprüft werden. Da das in der Verord­
nung (EG) Nr. 1275/2008 für die Überprüfung fest­
gelegte Datum vor dem Inkrafttreten der ersten Stufe 
der Vorschriften für den vernetzten Bereitschaftsbetrieb 
liegt, sollte die Überprüfung der genannten Verordnung 
um ein Jahr verschoben werden. 

(9) Da Fernsehgeräte, die einer produktspezifischen Öko­
design-Durchführungsmaßnahme unterliegen, vom An­
wendungsbereich der Verordnung (EG) Nr. 1275/2008 
ausgenommen sind, wurden Ökodesign-Anforderungen 
an den vernetzten Bereitschaftsbetrieb von Fernsehgerä­
ten in der Verordnung (EG) Nr. 642/2009 ( 2 ) festgelegt. 
Wie die Studie zu den technischen, ökologischen und 
wirtschaftlichen Aspekten des vernetzten Bereitschafts­
betriebs ergab, würden Ökodesign-Anforderungen an 
den vernetzten Bereitschaftsbetrieb von Fernsehgeräten 
bis 2020 zu Einsparungen von etwa 10 TWh führen. 

(10) Die Ökodesign-Konsultationsforen ( 3 ) vom 16. Dezember 
2011 und vom 18. April 2012 empfahlen ferner, für 
Kaffeemaschinen keine produktspezifischen Durchfüh­
rungsmaßnahmen festzulegen, sondern die Anforderun­
gen der Verordnung (EG) Nr. 1275/2008 in Bezug auf 
den Bereitschaftszustand für Kaffeemaschinen zu präzisie­
ren. 

(11) In dieser Verordnung werden Vorgaben für die Anwen­
dung der Vorschriften über die Verbrauchsminimierungs­
funktion auf Kaffeemaschinen festgelegt, und zwar hin­
sichtlich der voreingestellten Wartezeit, nach der das Ge­
rät automatisch in den Bereitschafts-/Aus-Zustand ver­
setzt wird. 

(12) Wie die Studie zu den technischen, ökologischen und 
wirtschaftlichen Aspekten von Haushaltskaffeemaschinen 
im Rahmen der Ökodesign-Richtlinie ergab, wird eine 
Begrenzung der Wartezeit, nach der Kaffeemaschinen au­
tomatisch in den Bereitschafts-/Aus-Zustand versetzt wer­

den, bis 2020 zu zusätzlichen Einsparungen von mehr 
als 2 TWh pro Jahr führen. Diese Einsparungen waren bei 
den Schätzungen für die Verordnung (EG) Nr. 
1275/2008 nicht berücksichtigt worden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1275/2008 

Die Verordnung (EG) Nr. 1275/2008 wird wie folgt geändert: 

1. Der Titel erhält folgende Fassung: 

„Verordnung (EG) Nr. 1275/2008 der Kommission vom 
17. Dezember 2008 zur Durchführung der Richtlinie 
2005/32/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
im Hinblick auf die Festlegung von Ökodesign-Anforde­
rungen an den Stromverbrauch elektrischer und elektro­
nischer Haushalts- und Bürogeräte im Bereitschafts- und 
im Aus-Zustand sowie im vernetzten Bereitschafts­
betrieb“. 

2. Artikel 1 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 1 

Gegenstand und Anwendungsbereich 

In dieser Verordnung werden Ökodesign-Anforderungen an 
den Stromverbrauch elektrischer und elektronischer Haus­
halts- und Bürogeräte im Bereitschafts- und im Aus-Zustand 
sowie im vernetzten Bereitschaftsbetrieb im Hinblick auf de­
ren Inverkehrbringen festgelegt. 

Diese Verordnung gilt nicht für elektrische und elektronische 
Haushalts- und Bürogeräte, die im Hinblick auf die beabsich­
tigte Verwendung mit einem externen Niederspannungsnetz­
teil in Verkehr gebracht werden.“ 

3. In Artikel 2 werden die folgenden Begriffsbestimmungen 
angefügt: 

„10. ‚Netzwerk‘ bezeichnet eine Kommunikationsinfrastruktur 
mit einer Verbindungstopologie, einer Architektur, ein­
schließlich der physischen Komponenten, der Organisa­
tionsprinzipien sowie der Kommunikationsverfahren 
und -formate (Protokolle); 

11. ‚vernetzter Bereitschaftsbetrieb‘ bezeichnet einen Zu­
stand, in dem das Gerät eine Funktion wiederaufnehmen 
kann, wenn es über eine Netzwerkverbindung ein Fern­
auslösesignal erhält; 

12. ‚Fernauslösesignal‘ bezeichnet ein außerhalb des Gerätes 
erzeugtes und über das Netzwerk an das Gerät über­
mitteltes Signal; 

13. ‚Netzwerk-Port‘ bezeichnet eine drahtgebundene oder 
drahtlose physische Schnittstelle zur Netzwerkverbin­
dung an dem Gerät, über die das Gerät aus der Ferne 
aktiviert werden kann; 

14. ‚logischer Netzwerk-Port‘ bezeichnet die auf einem phy­
sischen Netzwerk-Port laufende Netzwerktechnologie;
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15. ‚physischer Netzwerk-Port‘ bezeichnet das physische Me­
dium (Hardware) eines Netzwerk-Ports. Auf einem phy­
sischen Netzwerk-Port können zwei oder mehr Netz­
werktechnologien laufen; 

16. ‚Netzwerk-Verfügbarkeit‘ bezeichnet die Fähigkeit des 
Gerätes, Funktionen wiederaufzunehmen, wenn an ei­
nem Netzwerk-Port ein Fernauslösesignal eingeht; 

17. ‚vernetztes Gerät‘ bezeichnet ein Gerät, das mit einem 
Netzwerk verbunden werden kann und einen oder meh­
rere Netzwerk-Ports aufweist; 

18. ‚vernetztes Gerät mit hoher Netzwerk-Verfügbarkeit‘ (Hi­
NA-Gerät) bezeichnet ein Gerät, das als Hauptfunk­
tion(en) ausschließlich eine oder mehrere der folgenden 
Funktionen erfüllt: Router, Netzwerk-Schalter, Drahtlos- 
Netzzugangspunkt, Hub, Modem, VoIP-Telefon, Video­
telefon; 

19. ‚vernetztes Gerät mit HiNA-Funktionen‘ bezeichnet ein 
Gerät, das unter anderem die Funktionen eines Routers, 
Netzwerk-Schalters, Drahtlos-Netzzugangspunkts oder 
eine Kombination dieser Funktionen erfüllt, aber kein 
HiNA-Gerät ist; 

20. ‚Router‘ bezeichnet eine Netzwerkkomponente, deren 
Hauptfunktion darin besteht, den optimalen Weg für 
die Übermittlung des Netzwerk-Datenverkehrs zu ermit­
teln. Router leiten Pakete auf der Grundlage von Infor­
mationen der Netzwerkschicht (L3) von einem Netzwerk 
an ein anderes weiter; 

21. ‚Netzwerk-Schalter‘ bezeichnet eine Netzwerkkomponen­
te, deren Hauptfunktion darin besteht, Datenframes auf 
der Grundlage der Zieladresse jedes Frames zu filtern, 
weiterzuleiten und zu verteilen. Alle Schalter arbeiten 
mindestens auf der Ebene der Sicherungsschicht (L2); 

22. ‚Drahtlos-Netzzugangspunkt‘ bezeichnet eine Kom­
ponente, deren Hauptfunktion darin besteht, IEEE- 
802.11-(Wi-Fi)-Konnektivität für mehrere Clients herzu­
stellen; 

23. ‚Hub‘ bezeichnet eine Netzwerkkomponente, die meh­
rere Ports umfasst und Segmente eines lokalen Netz­
werks verbindet; 

24. ‚Modem‘ bezeichnet eine Komponente, deren Haupt­
funktion darin besteht, digital modulierte analoge Sig­
nale über ein drahtgebundenes Netzwerk zu übertragen 
und zu empfangen; 

25. ‚Drucker‘ bezeichnet ein Gerät, das elektronisch einge­
gebene Daten auf Papier ausgibt. Drucker können auch 
Zusatzfunktionen aufweisen und als Multifunktions­
geräte oder -produkte angeboten werden; 

26. ‚Großformatdrucker‘ bezeichnet einen Drucker, der dazu 
bestimmt ist, auf Medien mit dem Format A2 und grö­
ßeren Formaten zu drucken, einschließlich Geräten für 
Endlosmedien mit einer Breite von mindestens 406 mm; 

27. ‚Telepräsenz-System‘ bezeichnet ein spezielles hochauf­
lösendes System für Videokonferenzen und die profes­
sionelle Zusammenarbeit, das eine Nutzerschnittstelle, 
eine hochauflösende Kamera, einen Monitor, eine Laut­
sprecheranlage und Verarbeitungsmöglichkeiten für die 

Kodierung und Dekodierung von Video- und Audio­
daten umfasst; 

28. ‚Haushaltskaffeemaschine‘ bezeichnet ein Gerät zur Kaf­
feezubereitung für den nicht gewerblichen Gebrauch; 

29. ‚Filter-Haushaltskaffeemaschine‘ bezeichnet eine Haus­
haltskaffeemaschine, die den Kaffee mittels Perkolation 
extrahiert; 

30. ‚Heizelement‘ bezeichnet eine Komponente der Kaffee­
maschine, die elektrische Energie in Wärmeenergie um­
wandelt, um Wasser zu erhitzen; 

31. ‚Tassenvorwärmung‘ bezeichnet eine Funktion zur Er­
wärmung von Tassen, die sich an oder auf der Kaffee­
maschine befinden; 

32. ‚Brühzyklus‘ bezeichnet den gesamten bei der Kaffee­
zubereitung durchzuführenden Prozess; 

33. ‚Selbstreinigung‘ bezeichnet den von der Kaffeemaschine 
durchgeführten Prozess zur Reinigung des Geräteinne­
ren. Dabei kann es sich um einen einfachen Spülvorgang 
oder um einen Reinigungsvorgang mit speziellen Zusät­
zen handeln; 

34. ‚Entkalkung‘ bezeichnet den von der Kaffeemaschine 
durchgeführten Prozess zur vollständigen oder teilweisen 
Beseitigung von eventuell vorhandenem Kalk im Gerät­
einneren; 

35. ‚Desktop-Thin-Client‘ bezeichnet einen Computer, der 
eine Verbindung zu entfernten Rechenressourcen (z. B. 
Computerserver, Remote-Workstation) benötigt, mit de­
nen die hauptsächliche Datenverarbeitung erfolgt, und 
über kein eingebautes Rotations-Speichermedium ver­
fügt. Die Haupteinheit eines Desktop-Thin-Client wird 
an einem festen Standort (z. B. auf einem Schreibtisch) 
aufgestellt und ist nicht als tragbares Gerät ausgelegt. 
Desktop-Thin-Clients können Informationen entweder 
auf einem externen oder, soweit vorhanden, einem ein­
gebauten Anzeigegerät ausgeben; 

36. ‚Workstation‘ bezeichnet einen Hochleistungs-Einzel­
platzcomputer, der neben anderen rechenintensiven Auf­
gaben hauptsächlich für Grafikanwendungen, Computer 
Aided Design, Softwareentwicklung sowie finanzwirt­
schaftliche und wissenschaftliche Anwendungen genutzt 
wird, und 

a) über einen mittleren Ausfallabstand (MTBF) von min­
destens 15 000 Stunden verfügt, 

b) Fehlerkorrekturcode (ECC) und/oder Pufferspeicher 
unterstützt und 

c) drei der folgenden fünf Merkmale aufweist: 

1. eine zusätzliche Stromversorgung für Hochleis­
tungs-Grafikkarten (d. h. zusätzlicher Strom­
anschluss Peripheral Component Interconnect 
(PCI-)E 6-polig 12V); 

2. zusätzlich zu den Grafiksteckplätzen und/oder der 
PCI-X-Unterstützung eine Systemverkabelung auf 
der Hauptplatine für mehr als PCI-E x4;
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3. Uniform-Memory-Access-Grafik (UMA) wird nicht 
unterstützt; 

4. mindestens fünf PCI-, PCI-E- oder PCI-X-Steckplät­
ze; 

5. Multiprozessorfähigkeit für zwei oder mehr Zen­
traleinheiten (der Rechner muss konstruktiv ge­
trennte Prozessorgruppen/-sockel unterstützen, d. 
h. nicht nur einen einzelnen Mehrkernprozessor). 

37. ‚mobile Workstation‘ bezeichnet einen Hochleistungs- 
Einzelplatzcomputer, der neben anderen rechenintensi­
ven Aufgaben mit Ausnahme von Spielen hauptsächlich 
für Grafikanwendungen, Computer Aided Design, Soft­
wareentwicklung sowie finanzwirtschaftliche und wis­
senschaftliche Anwendungen genutzt wird, und speziell 
als tragbares Gerät und für den längeren Betrieb mit 
oder ohne direkten Anschluss an eine Wechselstrom­
quelle konzipiert ist. Mobile Workstations haben ein 
integriertes Anzeigegerät und können mit einem inte­
grierten Akku oder einer anderen tragbaren Stromquelle 
betrieben werden. Die meisten mobilen Workstations 
verfügen über ein externes Netzteil sowie eine integrierte 
Tastatur und ein integriertes Zeigegerät. 

Mobile Workstations 

a) verfügen über einen mittleren Ausfallabstand (MTBF) 
von mindestens 13 000 Stunden; 

b) verfügen über mindestens eine diskrete Grafikkarte 
(dGfx) der Klasse G3 (mit einer FB-Datenbandbreite 
> 128 bit), G4, G5, G6 oder G7; 

c) unterstützen drei oder mehr interne Speichergeräte; 

d) unterstützen mindestens 32 GB Systemspeicher; 

38. ‚Small-Scale-Server‘ bezeichnet eine Computer-Art, die in 
der Regel Desktop-Computer-Komponenten im Desk­
topgeräteformat verwendet, jedoch in erster Linie als 
Speicherhost für andere Computer und zur Ausführung 
von Funktionen wie der Bereitstellung von Netzinfra­
strukturdiensten und dem Daten-/Medien-Hosting be­
stimmt ist und 

a) als Standgerät, Turmgerät oder in einem sonstigen 
Format ausgelegt ist, das dem Format von Desktop- 
Computern ähnelt, so dass alle Datenverarbeitungs-, 
Speicher- und Netzschnittstellenkomponenten in ei­
nem Gehäuse untergebracht sind; 

b) für den Betrieb 24 Stunden pro Tag an 7 Tagen in 
der Woche ausgelegt ist; 

c) in erster Linie für den Simultanbetrieb in einer Mehr­
benutzer-Umgebung ausgelegt ist, in der mehrere Be­
nutzer an vernetzten Client-Geräten arbeiten können; 

d) über ein Betriebssystem verfügt, das für Heimserver 
oder Serveranwendungen im unteren Leistungs­

bereich ausgelegt ist, sofern das Gerät mit einem 
Betriebssystem in Verkehr gebracht wird; 

e) nicht mit diskreten Grafikkarten (dGfx) einer anderen 
Klasse als der Klasse G1 in Verkehr gebracht wird; 

39. ‚Computerserver‘ bezeichnet ein Datenverarbeitungs­
gerät, das Dienste bereitstellt und Netzressourcen für 
Client-Geräte, wie Desktop-Computer, Notebook-Com­
puter, Desktop-Thin-Clients, Internet-Protokoll-Telefone 
(IP-Telefone) oder andere Computerserver, verwaltet. 
Computerserver werden normalerweise für den Einsatz 
in Datenzentren und Unternehmen/Büros in Verkehr 
gebracht. Der Zugang zu einem Computerserver erfolgt 
hauptsächlich über Netzwerkverbindungen und nicht di­
rekt über Benutzereingabegeräte wie Tastatur oder Maus; 

Computerserver 

a) sind darauf ausgelegt, Computerserver-Betriebssys­
teme und/oder Hypervisoren zu unterstützen und 
vom Benutzer installierte Unternehmensanwendun­
gen auszuführen; 

b) unterstützen Fehlerkorrekturcode (Error Correcting 
Code — ECC) und/oder Pufferspeicher (einschließlich 
Dual-Inline-Memory-Module- und Buffered-on-Board- 
Konfigurationen (DIMM- bzw. BOB-Konfiguratio­
nen)); 

c) werden mit einem oder mehreren Wechselstrom- 
/Gleichstrom-Netzgeräten in Verkehr gebracht; 

d) verfügen über Zentraleinheiten, die alle Zugriff auf 
einen gemeinsam genutzten Systemspeicher haben 
und unabhängig voneinander für ein Betriebssystem 
oder einen Hypervisor sichtbar sind.“ 

4. Artikel 3 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 3 

Ökodesign-Anforderungen 

Die Ökodesign-Anforderungen an den Stromverbrauch elek­
trischer Geräte im Bereitschafts- und im Aus-Zustand sowie 
im vernetzten Bereitschaftsbetrieb sind in Anhang II fest­
gelegt.“ 

5. Artikel 7 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 7 

Überarbeitung 

Die Kommission überprüft diese Verordnung unter Berück­
sichtigung des technischen Fortschritts und legt die Ergeb­
nisse dieser Überprüfung dem Konsultationsforum spätestens 
am 7. Januar 2016 vor. Dabei prüft sie insbesondere den 
Anwendungsbereich und die Anforderungen an den Bereit­
schafts-/Aus-Zustand und im Hinblick auf die dritte Umset­
zungsstufe (2019) die Angemessenheit und Strenge der An­
forderungen an den vernetzten Bereitschaftsbetrieb.
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Gegenstand der Überprüfung können unter anderem profes­
sionelle Geräte sein sowie Produkte mit Elektromotoren, die 
per Fernbedienung betrieben werden.“ 

6. Artikel 8 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 8 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Ver­
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Anhang II Nummer 1 findet ab dem 7. Januar 2010 An­
wendung. 

Anhang II Nummer 2 findet ab dem 7. Januar 2013 An­
wendung. 

Anhang II Nummer 3 findet ab dem 1. Januar 2015 An­
wendung. 

Anhang II Nummer 4 findet ab dem 1. Januar 2017 An­
wendung. 

Anhang II Nummer 5 findet ab dem 1. Januar 2019 An­
wendung. 

Anhang II Nummer 6 findet ab dem 1. Januar 2015 An­
wendung. 

Anhang II Nummer 7 findet ab dem 1. Januar 2015 An­
wendung. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und 
gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.“ 

7. Anhang II wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 2 Buchstabe d erhält folgende Fassung: 

„d) Verbrauchsminimierungsfunktion bei allen Geräten 
mit Ausnahme vernetzter Geräte 

Soweit mit seiner vorgesehenen Verwendung verein­
bar, muss das Gerät mit einer Funktion zur Ver­
brauchsminimierung oder einer ähnlichen Funktion 
ausgestattet sein. Wenn das Gerät seine Hauptfunk­
tion nicht ausführt und keine anderen energiebetrie­
benen Produkte auf seine Funktionen angewiesen 
sind, muss die Verbrauchsminimierungsfunktion das 
Gerät nach der kürzesten mit seiner vorgesehenen 
Verwendung zu vereinbarenden Zeit automatisch in 
einen der folgenden Zustände versetzen: 

— Bereitschaftszustand oder 

— Aus-Zustand oder 

— ein anderer Zustand, in dem der geltende Ver­
brauchsgrenzwert für den Aus-Zustand und/oder 
Bereitschaftszustand nicht überschritten wird, 
wenn das Gerät an das Stromnetz angeschlossen 
ist. 

Die Verbrauchsminimierungsfunktion muss aktiviert 
werden.“ 

b) Die folgenden Nummern 3 bis 7 werden eingefügt: 

„3. Ab dem 1. Januar 2015 gilt Folgendes: 

a) Möglichkeit zur Deaktivierung der drahtlosen 
Netzwerkverbindung(en) 

Jedes vernetzte Gerät, das mit einem Drahtlos- 
Netzwerk verbunden werden kann, muss dem 
Nutzer die Möglichkeit bieten, die drahtlose(n) 
Netzwerkverbindung(en) zu deaktivieren. Diese 
Anforderung gilt nicht für Produkte, die aus­
schließlich für die Nutzung über eine einzige 
drahtlose Netzwerkverbindung bestimmt sind 
und nicht über drahtgebundene Netzwerkverbin­
dungen verfügen. 

b) Verbrauchsminimierungsfunktion bei vernetzten 
Geräten 

Soweit mit seiner vorgesehenen Verwendung ver­
einbar, muss das Gerät mit einer Funktion zur 
Verbrauchsminimierung oder einer ähnlichen 
Funktion ausgestattet sein. Wenn das Gerät keine 
Hauptfunktion ausführt und keine anderen ener­
giebetriebenen Produkte auf seine Funktionen an­
gewiesen sind, muss die Verbrauchsminimierungs­
funktion das Gerät nach der kürzesten mit seiner 
vorgesehenen Verwendung zu vereinbarenden Zeit 
automatisch in den Zustand des vernetzten Bereit­
schaftsbetriebs versetzen. 

Im Zustand des vernetzten Bereitschaftsbetriebs 
kann das Gerät mithilfe der Verbrauchsminimie­
rungsfunktion automatisch in den Bereitschafts- 
oder Aus-Zustand oder in einen anderen Zustand 
versetzt werden, in dem der geltende Verbrauchs­
grenzwert für den Bereitschafts- und/oder Aus-Zu­
stand nicht überschritten wird. 

Die Verbrauchsminimierungsfunktion oder eine 
ähnliche Funktion muss für alle Netzwerk-Ports 
des vernetzten Gerätes verfügbar sein. 

Die Verbrauchsminimierungsfunktion oder eine 
ähnliche Funktion muss aktiviert sein, solange 
nicht alle Netzwerk-Ports deaktiviert sind. Im letz­
teren Fall muss die Verbrauchsminimierungsfunk­
tion aktiviert werden, wenn einer der Netzwerk- 
Ports aktiviert wird. 

Die voreingestellte Zeitdauer, nach der das Gerät 
mithilfe der Verbrauchsminimierungsfunktion oder 
einer ähnlichen Funktion automatisch in einen Zu­
stand des vernetzten Bereitschaftsbetriebs versetzt 
wird, darf 20 Minuten nicht überschreiten. 

c) Bei vernetzten Geräten, die einen oder mehrere 
Bereitschaftsmodi aufweisen, müssen die für diesen 
Bereitschaftsmodus/diese Bereitschaftsmodi gelten­
den Anforderungen erfüllt sein, wenn alle Netz­
werk-Ports deaktiviert sind. 

d) Vernetzte Geräte mit Ausnahme von HiNA-Gerä­
ten müssen den Vorgaben in Nummer 2 Buch­
stabe d entsprechen, wenn alle Netzwerk-Ports de­
aktiviert sind.

DE 23.8.2013 Amtsblatt der Europäischen Union L 225/5



e) Stromverbrauch im Zustand des vernetzten Bereit­
schaftsbetriebs: 

Die Leistungsaufnahme von HiNA-Geräten oder 
von Geräten mit HiNA-Funktionen im Zustand 
des vernetzten Bereitschaftsbetriebs, in den das Ge­
rät mithilfe der Verbrauchsminimierungsfunktion 
oder einer ähnlichen Funktion versetzt wird, darf 
12,00 W nicht überschreiten. 

Die Leistungsaufnahme von anderen vernetzten 
Geräten im Zustand des vernetzten Bereitschafts­
betriebs, in den das Gerät mithilfe der Verbrauchs­
minimierungsfunktion oder einer ähnlichen Funk­
tion versetzt wird, darf 6,00 W nicht überschrei­
ten. 

Die unter Buchstabe e genannten Grenzwerte für 
die Leistungsaufnahme gelten nicht für 

i) Drucker mit einem Netzteil, dessen Nennleis­
tung über 750 W beträgt; 

ii) Großformatdrucker; 

iii) Telepräsenz-Systeme; 

iv) Desktop-Thin-Clients; 

v) Workstations; 

vi) mobile Workstations; 

vii) Small-Scale-Server; 

viii) Computerserver. 

4. Ab dem 1. Januar 2017 gilt Folgendes: 

Zusätzlich zu den Anforderungen der Nummer 3 
Buchstaben a und b gelten folgende Bestimmungen: 

a) Bei vernetzten Geräten, die einen oder mehrere 
Bereitschaftsmodi aufweisen, müssen die Anforde­
rungen an diesen Bereitschaftsmodus/diese Bereit­
schaftsmodi erfüllt sein, wenn alle drahtgebunde­
nen Netzwerk-Ports vom Netzwerk getrennt und 
alle drahtlosen Netzwerk-Ports deaktiviert sind. 

b) Vernetzte Geräte mit Ausnahme von HiNA-Gerä­
ten müssen den Vorgaben in Nummer 2 Buch­
stabe d entsprechen, wenn alle drahtgebundenen 
Netzwerk-Ports vom Netzwerk getrennt und alle 
drahtlosen Netzwerk-Ports deaktiviert sind. 

c) Stromverbrauch im Zustand des vernetzten Bereit­
schaftsbetriebs: 

Die Leistungsaufnahme von HiNA-Geräten und 
von Geräten mit HiNA-Funktionen im Zustand 
des vernetzten Bereitschaftsbetriebs, in den das Ge­
rät mithilfe der Verbrauchsminimierungsfunktion 
oder einer ähnlichen Funktion versetzt wird, darf 
8,00 W nicht überschreiten. 

Die Leistungsaufnahme von anderen vernetzten 
Geräten im Zustand des vernetzten Bereitschafts­
betriebs, in den das Gerät mithilfe der Verbrauchs­

minimierungsfunktion oder einer ähnlichen Funk­
tion versetzt wird, darf 3,00 W nicht überschrei­
ten. 

Die unter Buchstabe c genannten Grenzwerte für 
die Leistungsaufnahme gelten nicht für 

i) Großformatdrucker; 

ii) Desktop-Thin-Clients; 

iii) Workstations; 

iv) mobile Workstations; 

v) Small-Scale-Server; 

vi) Computerserver. 

5. Ab dem 1. Januar 2019 gilt Folgendes: 

Zusätzlich zu den Anforderungen der Nummer 3 
Buchstaben a und b und der Nummer 4 Buchstaben 
a, b und c gilt für vernetzte Geräte mit Ausnahme 
von HiNA-Geräten und Geräten mit HiNA-Funktio­
nen Folgendes: 

Die Leistungsaufnahme von vernetzten Geräten mit 
Ausnahme von HiNA-Geräten und Geräten mit Hi­
NA-Funktionen im Zustand des vernetzten Bereit­
schaftsbetriebs, in den das Gerät mithilfe der Ver­
brauchsminimierungsfunktion oder einer ähnlichen 
Funktion versetzt wird, darf 2,00 W nicht überschrei­
ten. 

6. Ab dem 1. Januar 2015 gilt Folgendes: 

Kaffeemaschinen müssen nach folgenden Wartezeiten 
automatisch in die in Anhang II Nummer 2 Buch­
stabe d genannten Modi und Zustände versetzt wer­
den: 

— Für Filter-Haushaltskaffeemaschinen, bei denen der 
Kaffee in einem isolierten Behälter aufbewahrt 
wird, gilt eine Wartezeit von höchstens fünf Mi­
nuten nach Abschluss des letzten Brühzyklus bzw. 
von 30 Minuten nach Abschluss eines Entkal­
kungs- oder Selbstreinigungsvorgangs; 

— für Filter-Haushaltskaffeemaschinen, bei denen der 
Kaffee in einem nicht isolierten Behälter auf­
bewahrt wird, gilt eine Wartezeit von höchstens 
40 Minuten nach Abschluss des letzten Brüh­
zyklus bzw. von 30 Minuten nach Abschluss ei­
nes Entkalkungs- oder Selbstreinigungsvorgangs; 

— für Haushaltskaffeemaschinen mit Ausnahme von 
Filterkaffeemaschinen gilt eine Wartezeit von 
höchstens 30 Minuten nach Abschluss des letzten 
Brühzyklus, von höchstens 30 Minuten nach Ak­
tivierung des Heizelements, von höchstens 60 Mi­
nuten nach Aktivierung der Tassenvorwärmfunk­
tion und von höchstens 30 Minuten nach Ab­
schluss eines Entkalkungs- oder Selbstreinigungs­
vorgangs, außer wenn ein Alarm ausgelöst wurde, 
der ein Eingreifen des Nutzers erfordert, um Schä­
den oder einen Unfall zu verhindern.
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Die Ökodesign-Anforderungen in Anhang II Nummer 
2 Buchstabe d gelten nicht vor dem vorstehend ge­
nannten Datum. 

7. Anforderungen an die Produktinformationen 

Ab dem 1. Januar 2015 sind für vernetzte Geräte die 
folgenden Informationen auf den frei zugänglichen 
Websites der Hersteller anzugeben: 

a) für jeden Bereitschafts- und/oder Aus-Zustand so­
wie für den Zustand des vernetzten Bereitschafts­
betriebs, in den das Gerät mithilfe der Verbrauchs­
minimierungsfunktion oder einer ähnlichen Funk­
tion versetzt wird: 

— die Leistungsaufnahme in Watt, auf eine Dezi­
malstelle gerundet, 

— die Zeitdauer, nach der das Gerät mithilfe der 
Verbrauchsminimierungsfunktion oder einer 
ähnlichen Funktion automatisch in den Bereit­
schafts- und/oder Aus-Zustand und/oder einen 
Zustand des vernetzten Bereitschaftsbetriebs 
versetzt wird; 

b) die Leistungsaufnahme des Produkts im vernetzten 
Bereitschaftsbetrieb, wenn alle drahtgebundenen 
Netzwerk-Ports mit dem Netzwerk verbunden 
und alle drahtlosen Netzwerk-Ports aktiviert sind; 

c) Hinweise zur Aktivierung und Deaktivierung 
drahtloser Netzwerk-Ports. 

Die Leistungsaufnahme des Produkts im vernetzten 
Bereitschaftsbetrieb gemäß Buchstabe b und die unter 
Buchstabe c genannten Hinweise sind auch im Nut­
zerhandbuch anzugeben.“ 

c) Nummer 3 wird durch die folgende neue Nummer 8 
ersetzt: 

„8. Messungen 

Die Leistungsaufnahme gemäß Nummer 1 Buchstaben a 
und b, Nummer 2 Buchstaben a und b, Nummer 3 Buch­
stabe e, Nummer 4 Buchstabe c und Nummer 5 sowie die 
unter Nummer 6 genannten Wartezeiten werden mithilfe 
eines zuverlässigen, genauen und reproduzierbaren Mess­
verfahrens festgestellt, das den anerkannten Regeln der 
Technik entspricht.“ 

d) Nummer 4 wird durch die folgende neue Nummer 9 
ersetzt: 

„9. Informationspflichten der Hersteller 

Für die Zwecke der Konformitätsbewertung gemäß 
Artikel 4 müssen die technischen Unterlagen folgende 
Angaben enthalten: 

a) Für jeden Bereitschafts- und/oder Aus-Zustand: 

— die Leistungsaufnahme in Watt, auf eine Dezi­
malstelle gerundet, 

— die angewandte Messmethode, 

— eine Beschreibung, wie der Betriebsmodus des 
Geräts gewählt oder programmiert wurde, 

— die Schrittfolge, mit der der Zustand erreicht 
wird, in dem das Gerät automatisch den Be­
triebszustand wechselt, 

— Hinweise zur Bedienung des Geräts, z. B. An­
gaben, wie der Nutzer das Gerät in den Zu­
stand des vernetzten Bereitschaftsbetriebs ver­
setzen kann, 

— gegebenenfalls die voreingestellte Zeitdauer, 
nach der das Gerät mithilfe der Verbrauchs­
minimierungsfunktion oder einer ähnlichen 
Funktion in den jeweils anwendbaren Strom­
sparmodus oder -zustand versetzt wird; 

b) für vernetzte Geräte: 

— die Anzahl und Art der Netzwerk-Ports und 
(mit Ausnahme drahtloser Netzwerk-Ports) die 
Angabe, wo sich diese Ports an dem Gerät 
befinden; insbesondere ist anzugeben, ob der­
selbe physische Netzwerk-Port zwei oder mehr 
Arten von Netzwerk-Ports umfasst; 

— die Angabe, ob alle Netzwerk-Ports vor der 
Auslieferung deaktiviert werden; 

— die Angabe, ob das Gerät ein HiNA-Gerät oder 
ein Gerät mit HiNA-Funktionen ist; ansonsten 
wird angenommen, dass dies nicht der Fall ist; 

und für jede Art von Netzwerk-Port: 

— die voreingestellte Zeitdauer, nach der das Ge­
rät mithilfe der Verbrauchsminimierungsfunk­
tion oder einer ähnlichen Funktion auto­
matisch in einen Zustand des vernetzten Bereit­
schaftsbetriebs versetzt wird, 

— den für die Reaktivierung des Geräts verwen­
deten Auslöser, 

— die (maximalen) Leistungsspezifikationen, 

— die (maximale) Leistungsaufnahme des Geräts 
im Zustand des vernetzten Bereitschafts­
betriebs, in den das Gerät mithilfe der Ver­
brauchsminimierungsfunktion oder einer ähn­
lichen Funktion versetzt wird, wenn nur dieser 
Port für die Fernaktivierung verwendet wird; 

— das von dem Gerät verwendete Kommunikati­
onsprotokoll. 

Fehlen diese Angaben, so wird angenommen, dass 
das Gerät kein vernetztes Gerät ist, soweit es nicht 
die Funktionen eines Routers, Netzwerk-Schalters, 
Drahtlos-Netzzugangspunkts (kein Endgerät), 
Hubs, Modems, VoIP-Telefons oder Videotelefons 
erfüllt; 

c) die Prüfparameter für Messungen: 

— Umgebungstemperatur, 

— Prüfspannung in V und Frequenz in Hz,

DE 23.8.2013 Amtsblatt der Europäischen Union L 225/7



— Klirrfaktor (THD) des Stromversorgungssys­
tems, 

— Angaben und Unterlagen zu den bei der elek­
trischen Prüfung verwendeten Instrumenten, 
der Prüfanordnung und den Schaltungen; 

d) die Eigenschaften der Ausrüstung, mit der das Ge­
rät auf Erfüllung der Anforderungen der Nummer 
1 Buchstabe c oder der Nummer 2 Buchstabe c 
und/oder Buchstabe d und/oder der Nummer 3 
Buchstabe b geprüft wird, einschließlich der Zeit­
dauer, nach der das Gerät automatisch in den Be­
reitschaftszustand, den Aus-Zustand oder einen an­
deren Zustand versetzt wird, in dem der geltende 
Verbrauchsgrenzwert für den Aus-Zustand und/ 
oder den Bereitschaftszustand nicht überschritten 
wird. 

Falls die Anforderungen in Nummer 1 Buchstabe 
c, Nummer 2 Buchstabe c und/oder Buchstabe d 
und/oder Nummer 3 Buchstabe b mit der vorgese­
henen Verwendung des Geräts nicht vereinbar 
sind, ist dies hinreichend zu begründen. Die Not­
wendigkeit, eine oder mehrere Netzwerk-Verbin­
dungen aufrechtzuerhalten oder auf ein Fernauslö­
sesignal zu warten, gilt im Falle von Geräten, die 
vom Hersteller nicht als vernetzte Geräte definiert 
sind, nicht als hinreichende Begründung für eine 
Ausnahme von den Anforderungen der Nummer 2 
Buchstabe d.“ 

8. In Anhang III wird Folgendes angefügt: 

„Hinsichtlich der Anforderungen des Anhangs II Nummer 2 
Buchstabe d wenden die Behörden der Mitgliedstaaten das 
vorstehend genannte geltende Verfahren an, um die Leis­
tungsaufnahme zu messen, nachdem das Gerät mithilfe der 
Verbrauchsminimierungsfunktion oder einer ähnlichen Funk­
tion in den anwendbaren Modus oder Zustand versetzt wur­
de. 

Hinsichtlich der Anforderungen des Anhangs II Nummer 3 
Buchstabe c und Nummer 4 Buchstabe a wenden die Behör­
den der Mitgliedstaaten das vorstehend genannte geltende 
Verfahren an, nachdem alle Netzwerk-Ports des Geräts de­
aktiviert bzw. vom Netzwerk getrennt wurden. 

Bei der Durchführung der in Artikel 3 Absatz 2 der Richt­
linie 2009/125/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates (*) genannten Kontrollen im Rahmen der Marktaufsicht 
wenden die Behörden der Mitgliedstaaten für die jeweils gel­
tenden Anforderungen in Anhang II Nummern 3 und 4 das 
folgende Nachprüfverfahren an. 

Die Behörden der Mitgliedstaaten prüfen ein Exemplar des 
Modells wie folgt: 

Weist das Gerät den technischen Unterlagen zufolge nur eine 
Art von Netzwerk-Port auf und sind zwei oder mehr Ports 
dieser Art verfügbar, so wird ein Port zufällig ausgewählt 
und mit einem geeigneten Netzwerk verbunden, das der 
maximalen Spezifikation des Ports entspricht. Bei mehreren 
Drahtlos-Ports derselben Art werden die anderen drahtlosen 
Netzwerk-Ports nach Möglichkeit deaktiviert. Sind mehrere 
drahtgebundene Netzwerk-Ports derselben Art vorhanden, 
so werden die anderen Netzwerk-Ports bei der Überprüfung 
der Erfüllung der in Anhang II Nummer 3 festgelegten An­
forderungen nach Möglichkeit deaktiviert. Ist nur ein Netz­
werk-Port verfügbar, wird dieser Port mit einem geeigneten 

Netzwerk verbunden, das der maximalen Spezifikation des 
Ports entspricht. 

Das Gerät wird in den Ein-Zustand versetzt. Sobald das Gerät 
im Ein-Zustand ordnungsgemäß arbeitet, wird es ihm ermög­
licht, in den Zustand des vernetzten Bereitschaftsbetriebs zu 
treten, und die Leistungsaufnahme wird gemessen. Dann er­
hält das Gerät über den Netzwerk-Port ein geeignetes Aus­
lösesignal, und es wird geprüft, ob das Gerät reaktiviert wird. 

Weist das Gerät den technischen Unterlagen zufolge mehr 
als eine Art von Netzwerk-Port auf, so wird das folgende 
Verfahren für jede Art von Netzwerk-Port wiederholt. Sind 
zwei oder mehr Netzwerk-Ports derselben Art verfügbar, 
wird einer dieser Ports zufällig ausgewählt und mit einem 
geeigneten Netzwerk verbunden, das der maximalen Spezifi­
kation des Ports entspricht. 

Ist für eine bestimmte Art von Netzwerk-Port nur ein Port 
verfügbar, wird dieser Port mit einem geeigneten Netzwerk 
verbunden, das der maximalen Spezifikation des Ports ent­
spricht. Nicht verwendete Drahtlos-Ports werden nach Mög­
lichkeit deaktiviert. Nicht verwendete drahtgebundene Netz­
werk-Ports werden bei der Überprüfung der Erfüllung der in 
Anhang II Nummer 3 festgelegten Anforderungen nach 
Möglichkeit deaktiviert. 

Das Gerät wird in den Ein-Zustand versetzt. Sobald das Gerät 
im Ein-Zustand ordnungsgemäß arbeitet, wird es ihm ermög­
licht, in den Zustand des vernetzten Bereitschaftsbetriebs zu 
treten, und die Leistungsaufnahme wird gemessen. Dann er­
hält das Gerät über den Netzwerk-Port ein geeignetes Aus­
lösesignal, und es wird geprüft, ob das Gerät reaktiviert wird. 
Teilen sich zwei oder mehr Arten (logischer) Netzwerk-Ports 
einen physischen Netzwerk-Port, wird dieses Verfahren für 
jede Art logischer Netzwerk-Ports wiederholt, wobei die an­
deren logischen Netzwerk-Ports vom Netzwerk logisch ge­
trennt sind. 

Es wird angenommen, dass das Modell die Anforderungen 
dieser Verordnung erfüllt, wenn die Ergebnisse für jede Art 
von Netzwerk-Port den Grenzwert um nicht mehr als 10 % 
überschreiten. 

Andernfalls werden drei weitere Exemplare geprüft. Es wird 
angenommen, dass das Modell die Anforderungen dieser 
Verordnung erfüllt, wenn das Durchschnittsergebnis für 
jede Art von Netzwerk-Port bei den drei letzteren Prüfungen 
den Grenzwert um nicht mehr als 10 % überschreitet. 

Andernfalls wird angenommen, dass das Modell die Anfor­
derungen nicht erfüllt. 

Die Behörden der Mitgliedstaaten übermitteln die Prüfergeb­
nisse und andere einschlägige Informationen innerhalb eines 
Monats nach der Entscheidung, dass das Modell die Anfor­
derungen nicht erfüllt, den anderen Mitgliedstaaten und der 
Kommission. 

Darüber hinaus wenden die Mitgliedstaaten zuverlässige, ge­
naue und reproduzierbare Messverfahren an, die den an­
erkannten Regeln der Technik entsprechen, einschließlich 
Verfahren gemäß Dokumenten, deren Referenznummern zu 
diesem Zweck im Amtsblatt der Europäischen Union veröffent­
licht wurden. 

___________ 
(*) ABl. L 285 vom 31.10.2009, S. 10.“ 

9. In Anhang IV wird nach dem letzten Satz des Anhangs IV 
Folgendes angefügt:
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„Vernetzter Bereitschaftsbetrieb: 3 W bei HiNA-Geräten, 1 W 
oder weniger bei Nicht-HiNA-Geräten.“ 

Artikel 2 

Änderung der Verordnung (EG) Nr. 642/2009 

Die Verordnung (EG) Nr. 642/2009 wird wie folgt geändert: 

1. In Artikel 2 werden folgende Begriffsbestimmungen ange­
fügt: 

„12. ‚Netzwerk‘ bezeichnet eine Kommunikationsinfrastruk­
tur mit einer Verbindungstopologie, einer Architektur, 
einschließlich der physischen Komponenten, der Orga­
nisationsprinzipien sowie der Kommunikationsverfah­
ren und -formate (Protokolle); 

13. ‚Netzwerk-Port‘ bezeichnet eine drahtgebundene oder 
drahtlose physische Schnittstelle zur Netzwerkverbin­
dung an dem Fernsehgerät, über die das Fernsehgerät 
aus der Ferne aktiviert werden kann; 

14. ‚vernetztes Fernsehgerät‘ bezeichnet ein Fernsehgerät, 
das mit einem Netzwerk verbunden werden kann und 
einen oder mehrere Netzwerk-Ports aufweist; 

15. ‚Netzwerk-Verfügbarkeit‘ bezeichnet die Fähigkeit des 
Fernsehgerätes, Funktionen wiederaufzunehmen, wenn 
an einem Netzwerk-Port ein Fernauslösesignal eingeht; 

16. ‚Fernauslösesignal‘ bezeichnet ein außerhalb des Fern­
sehgerätes erzeugtes und über das Netzwerk an das 
Fernsehgerät übermitteltes Signal; 

17. ‚vernetzter Bereitschaftsbetrieb‘ bezeichnet einen Zu­
stand, in dem das Fernsehgerät eine Funktion wieder­
aufnehmen kann, wenn es über eine Netzwerkverbin­
dung ein Fernauslösesignal erhält; 

18. ‚vernetztes Fernsehgerät mit HiNA-Funktionen‘ (Funk­
tionen hoher Netzwerk-Verfügbarkeit) bezeichnet ein 
Fernsehgerät, das unter anderem die Funktionen eines 
Routers, Netzwerk-Schalters, Drahtlos-Netzzugangs­
punkts (kein Endgerät) oder eine Kombination dieser 
Funktionen erfüllt; 

19. ‚Router‘ bezeichnet eine Netzwerkkomponente, deren 
Hauptfunktion darin besteht, den optimalen Weg für 
die Übermittlung des Netzwerk-Datenverkehrs zu er­
mitteln. Router leiten Pakete auf der Grundlage von 
Informationen der Netzwerkschicht (L3) von einem 
Netzwerk an ein anderes weiter; 

20. ‚Netzwerk-Schalter‘ bezeichnet eine Netzwerkkom­
ponente, deren Hauptfunktion darin besteht, Datenfra­
mes auf der Grundlage der Zieladresse jedes Frames zu 
filtern, weiterzuleiten und zu verteilen. Alle Schalter 
arbeiten mindestens auf der Ebene der Sicherungs­
schicht (L2); 

21. ‚Drahtlos-Netzzugangspunkt‘ bezeichnet eine Kom­
ponente, deren Hauptfunktion darin besteht, IEEE- 
802.11-(Wi-Fi)-Konnektivität für mehrere Clients herzu­
stellen.“ 

2. Anhang I wird wie folgt geändert: 

a) Folgende neuer Teil 3 wird eingefügt: 

„3. LEISTUNGSAUFNAHME IM VERNETZTEN BEREIT­
SCHAFTSBETRIEB 

Für vernetzte Fernsehgeräte gelten folgende Anforderun­
gen: 

1. Ab 1. Januar 2015 gilt: 

a) Möglichkeit zur Deaktivierung der drahtlosen Netz­
werkverbindung(en) 

Wenn ein vernetztes Fernsehgerät mit einem 
Drahtlos-Netzwerk verbunden werden kann, so 
muss es dem Nutzer möglich sein, die Drahtlos- 
Verbindung(en) mit dem Netzwerk zu deaktivieren. 
Diese Anforderung gilt nicht für Produkte, die aus­
schließlich für die Nutzung über eine einzige draht­
lose Netzwerkverbindung bestimmt sind und nicht 
über drahtgebundene Netzwerkverbindungen ver­
fügen. 

b) Verbrauchsminimierungsfunktion bei vernetzten 
Fernsehgeräten 

Fernsehgeräte müssen eine Funktion bieten, die fol­
gende Kriterien erfüllt: 

Spätestens vier Stunden nach der letzten Nutzerin­
teraktion und/oder dem letzten Kanalwechsel wird 
das Fernsehgerät automatisch vom Ein-Zustand in 
den Zustand des vernetzten Bereitschaftsbetriebs 
oder einen anderen Zustand versetzt, in dem die 
anwendbaren Anforderungen an die Leistungsauf­
nahme für den Zustand des vernetzten Bereit­
schaftsbetrieb erfüllt werden. 

Fernsehgeräte müssen eine Warnmeldung anzeigen, 
bevor die automatische Umschaltung vom Ein-Zu­
stand in den entsprechenden Zustand/Modus er­
folgt. Diese Funktion muss als Standardeinstellung 
aktiviert sein. 

Im Zustand des vernetzten Bereitschaftsbetriebs 
kann das Fernsehgerät mithilfe der Verbrauchsmini­
mierungsfunktion automatisch in den Bereitschafts- 
oder Aus-Zustand oder in einen anderen Zustand 
versetzt werden, in dem die geltenden Obergrenzen 
für die Leistungsaufnahme im Bereitschafts- und/ 
oder Aus-Zustand nicht überschritten werden. 

Die Verbrauchsminimierungsfunktion oder eine 
ähnliche Funktion muss für alle Netzwerk-Ports 
des vernetzten Fernsehgerätes verfügbar sein. 

Die Verbrauchsminimierungsfunktion oder eine 
ähnliche Funktion muss aktiviert sein, solange nicht 
alle drahtlosen Netzwerk-Ports deaktiviert sind. Im 
letzteren Fall muss die Verbrauchsminimierungs­
funktion oder eine ähnliche Funktion aktiviert wer­
den, wenn einer der Netzwerk-Ports aktiviert wird. 

c) Bei vernetzten Fernsehgeräten, die einen oder meh­
rere Bereitschaftsmodi aufweisen, müssen die für 
diesen Bereitschaftsmodus/diese Bereitschaftsmodi 
geltenden Anforderungen erfüllt sein, wenn alle 
drahtlosen Netzwerk-Ports deaktiviert sind. 

d) Leistungsaufnahme im Zustand des vernetzten Be­
reitschaftsbetriebs: 

Die Leistungsaufnahme von Fernsehgeräten mit Hi­
NA-Funktionen im Zustand des vernetzten Bereit­
schaftsbetriebs, in den das Fernsehgerät mithilfe der 
Verbrauchsminimierungsfunktion oder einer ähn­
lichen Funktion versetzt wird, darf 12,00 Watt 
nicht überschreiten.
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Die Leistungsaufnahme von Fernsehgeräten ohne 
HiNA-Funktionen im Zustand des vernetzten Be­
reitschaftsbetriebs, in den das Fernsehgerät mithilfe 
der Verbrauchsminimierungsfunktion oder einer 
ähnlichen Funktion versetzt wird, darf 6,00 Watt 
nicht überschreiten. 

2. Ab 1. Januar 2017 gilt: 

Zusätzlich zu den Anforderungen der Nummer 1 
Buchstaben a und b gelten folgende Bestimmungen: 

a) Bei vernetzten Fernsehgeräten, die einen oder meh­
rere Bereitschaftsmodi aufweisen, müssen die für 
diesen Bereitschaftsmodus/diese Bereitschaftsmodi 
geltenden Anforderungen erfüllt sein, wenn alle 
drahtgebundenen Netzwerk-Ports vom Netzwerk 
getrennt und alle drahtlosen Netzwerk-Ports deakti­
viert sind. 

b) Vernetzte Fernsehgeräte müssen den Vorgaben in 
Teil 2 Nummer 2 Buchstabe d entsprechen, wenn 
alle drahtgebundenen Netzwerk-Ports vom Netz­
werk getrennt und alle drahtlosen Netzwerk-Ports 
deaktiviert sind. 

c) Leistungsaufnahme im Zustand des vernetzten Be­
reitschaftsbetriebs: 

Die Leistungsaufnahme von Fernsehgeräten mit Hi­
NA-Funktionen im Zustand des vernetzten Bereit­
schaftsbetriebs, in den das Fernsehgerät mithilfe der 
Verbrauchsminimierungsfunktion oder einer ähn­
lichen Funktion versetzt wird, darf 8,00 Watt nicht 
überschreiten. 

Die Leistungsaufnahme von Fernsehgeräten ohne 
HiNA-Funktionen im Zustand des vernetzten Be­
reitschaftsbetriebs, in den das Fernsehgerät mithilfe 
der Verbrauchsminimierungsfunktion oder einer 
ähnlichen Funktion versetzt wird, darf 3,00 Watt 
nicht überschreiten. 

3. Ab 1. Januar 2019 gilt: 

Zusätzlich zu den Anforderungen der Nummer 1 
Buchstaben a und b sowie der Nummer 2 Buchstaben 
a, b und c gelten für vernetzte Fernsehgeräte mit Aus­
nahme von HiNA-Geräten sowie von Fernsehgeräten 
mit HiNA-Funktionen die folgenden Bestimmungen: 

Die Leistungsaufnahme von Fernsehgeräten ohne Hi­
NA-Funktionen im Zustand des vernetzten Bereit­
schaftsbetriebs, in den das Fernsehgerät mithilfe der 
Verbrauchsminimierungsfunktion oder einer ähnlichen 
Funktion versetzt wird, darf 2,00 Watt nicht über­
schreiten.“ 

b) Teil 3 wird zu Teil 4. 

c) Teil 4 wird zu Teil 5. 

d) Teil 5 wird zu Teil 6. 

e) In Teil 5 Nummer 1 (jetzt Teil 6 Nummer 1) wird nach 
Buchstabe d der folgende neue Buchstabe e eingefügt: 

„e) Für den vernetzten Bereitschaftsbetrieb: 

— die Anzahl und Art der Netzwerk-Ports und (mit 
Ausnahme drahtloser Netzwerk-Ports) die Anga­
be, wo sich diese Ports an dem Fernsehgerät be­
finden; insbesondere ist anzugeben, ob derselbe 
physische Netzwerk-Port zwei oder mehr Arten 
von Netzwerk-Ports umfasst; 

— die Angabe, ob alle Netzwerk-Ports vor der Aus­
lieferung deaktiviert werden; 

— die Angabe, ob das Fernsehgerät ein Gerät mit 
HiNA-Funktionen ist; ansonsten wird angenom­
men, dass das Fernsehgerät kein HiNA-Gerät 
und kein Gerät mit HiNA-Funktionen ist.“ 

f) In Teil 5 Nummer 1 (jetzt Teil 6 Nummer 1) wird nach 
dem neuen Buchstaben e der folgende neue Buchstabe f 
eingefügt: 

„f) Für jede Art von Netzwerk-Port: 

— die voreingestellte Zeitdauer, nach der das Fern­
sehgerät mithilfe der Verbrauchsminimierungs­
funktion oder einer ähnlichen Funktion auto­
matisch in einen Zustand des vernetzten Bereit­
schaftsbetriebs versetzt wird, 

— den Auslöser zur Reaktivierung des Fernsehgerä­
tes, 

— die (maximalen) Leistungsspezifikationen, 

— die (maximale) Leistungsaufnahme des Fernsehge­
rätes im Zustand des vernetzten Bereitschafts­
betriebs, in den das Gerät mithilfe der Ver­
brauchsminimierungsfunktion oder einer ähn­
lichen Funktion versetzt wird, wenn nur dieser 
Port für die Fernaktivierung verwendet wird. 

Fehlen diese Angaben, so wird angenommen, dass das 
Fernsehgerät kein vernetztes Gerät ist.“ 

g) Teil 5 Nummer 1 Buchstabe e wird zu Teil 6 Nummer 1 
Buchstabe g. 

h) Der zweite Gedankenstrich in Teil 5 Nummer 2 (jetzt Teil 
6 Nummer 2) erhält folgende Fassung: 

„— für jeden Bereitschafts- und/oder Aus-Zustand und 
den Zustand des vernetzten Bereitschaftsbetriebs die 
Leistungsaufnahme in Watt, gerundet auf zwei Dezi­
malstellen,“. 

3. In Anhang II erhält Nummer 2 folgende Fassung:
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„2. Messung der Leistungsaufnahme im Bereitschafts-/Aus-Zu­
stand und im vernetzten Bereitschaftsbetrieb 

Bei der Messung der Leistungsaufnahme gemäß Anhang I 
Teile 2 und 3 sind die folgenden Bedingungen ausnahmslos 
einzuhalten: 

Die Leistungsaufnahme gemäß Teil 2 Nummer 1 Buchstaben 
a und b, Teil 2 Nummer 2 Buchstaben a und b, Teil 3 
Nummer 1 Buchstabe d und Teil 3 Nummer 2 Buchstabe 
c wird mithilfe eines zuverlässigen, genauen und reproduzier­
baren Messverfahrens ermittelt, das dem anerkannten Stand 
der Technik Rechnung trägt.“ 

4. Anhang III erhält folgende Fassung: 
„ANHANG III 

NACHPRÜFUNGSVERFAHREN 

A. Nachprüfungsverfahren hinsichtlich der Anforderungen des Anhangs I Teile 1, 2, 4 und 5. 

1. Bei der Durchführung der in Artikel 3 Absatz 2 der Richtlinie 2009/125/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates (*) genannten Kontrollen im Rahmen der Marktaufsicht wenden die Behörden der Mitgliedstaaten für 
die jeweils geltenden Anforderungen in Anhang I Teile 1, 2, 4 und 5 das folgende Nachprüfungsverfahren an. 

Die Behörden der Mitgliedstaaten prüfen ein Exemplar des Fernsehgerätemodells. 

Es wird angenommen, dass das Modell den Bestimmungen in Anhang I entspricht, wenn folgende Bedingun­
gen erfüllt sind: 

a) Das Ergebnis für die Leistungsaufnahme im Ein-Zustand übersteigt die in Anhang I Teil 1 Nummern 1 und 
2 genannten geltenden Grenzwerte nicht um mehr als 7 % und 

b) die Ergebnisse für den Bereitschafts- bzw. Aus-Zustand übersteigen die in Anhang I Teil 2 Nummer 1 
Buchstaben a und b sowie Nummer 2 Buchstaben a und b genannten geltenden Grenzwerte nicht um 
mehr als 0,10 Watt und 

c) das Ergebnis für das Spitzenluminanzverhältnis gemäß Anhang I Teil 5 liegt nicht unter 60 %. 

Werden die in Nummer 1 Buchstaben a, b oder c geforderten Ergebnisse nicht erreicht, so sind drei weitere 
Exemplare desselben Modells zu prüfen. 

2. Nach Prüfung von drei weiteren Exemplaren desselben Modells wird angenommen, dass das Modell den in 
Anhang I genannten Anforderungen entspricht, wenn folgende Bedingungen erfüllt sind: 

a) Das Durchschnittsergebnis der letzteren drei Exemplare für die Leistungsaufnahme im Ein-Zustand über­
steigt die in Anhang I Teil 1 Nummern 1 und 2 genannten geltenden Grenzwerte nicht um mehr als 7 %, 
und 

b) das Durchschnittsergebnis der letzteren drei Exemplare für den Bereitschafts- bzw. Aus-Zustand übersteigt 
die in Anhang I Teil 2 Nummer 1 Buchstaben a und b sowie Nummer 2 Buchstaben a und b genannten 
geltenden Grenzwerte nicht um mehr als 0,10 Watt, und 

c) das Durchschnittsergebnis der letzteren drei Exemplare für das Spitzenluminanzverhältnis gemäß Anhang I 
Teil 5 liegt nicht unter 60 %. 

Werden die in Nummer 2 Buchstaben a, b und c geforderten Ergebnisse nicht erreicht, so wird angenommen, 
dass das Modell die Anforderungen nicht erfüllt. 

B. Nachprüfungsverfahren hinsichtlich der Anforderungen des Anhangs I Teil 3 

Bei der Durchführung der in Artikel 3 Absatz 2 der Richtlinie 2009/125/EG genannten Kontrollen im Rahmen 
der Marktaufsicht wenden die Behörden der Mitgliedstaaten für die jeweils geltenden Anforderungen in Anhang I 
Teil 3 Nummer 1 Buchstabe d und Nummer 2 Buchstabe c das folgende Nachprüfungsverfahren an. Vor der 
Durchführung des nachstehenden anwendbaren Verfahrens werden alle Netzwerk-Ports des Gerätes deaktiviert 
bzw. vom Netz getrennt. 

Die Behörden der Mitgliedstaaten prüfen ein Exemplar des Modells wie folgt: 

Weist das Fernsehgerät den technischen Unterlagen zufolge nur eine Art von Netzwerk-Port auf und sind zwei 
oder mehr Ports dieser Art verfügbar, wird einer dieser Ports zufällig ausgewählt und mit einem geeigneten 
Netzwerk verbunden, das der maximalen Spezifikation des Ports entspricht. Bei mehreren drahtlosen Netzwerk- 
Ports derselben Art werden die anderen Drahtlos-Ports nach Möglichkeit deaktiviert. Bei mehreren drahtgebun­
denen Netzwerk-Ports derselben Art werden die anderen Netzwerk-Ports bei der Prüfung der Erfüllung der in 
Anhang I Nummer 2 festgelegten Anforderungen nach Möglichkeit deaktiviert. Ist nur ein Netzwerk-Port ver­
fügbar, wird dieser Port mit einem geeigneten Netzwerk verbunden, das der maximalen Spezifikation des Ports 
entspricht.
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Das Gerät wird in den Ein-Zustand versetzt. Sobald das Gerät im Ein-Zustand ordnungsgemäß arbeitet, wird es 
ihm ermöglicht, in den Zustand des vernetzten Bereitschaftsbetriebs zu treten, und die Leistungsaufnahme wird 
gemessen. Dann erhält das Fernsehgerät über den Netzwerk-Port ein geeignetes Auslösesignal, und es wird geprüft, 
ob das Fernsehgerät reaktiviert wird. 

Weist das Fernsehgerät den technischen Unterlagen zufolge mehr als eine Art von Netzwerk-Port auf, so wird für 
jede Art von Netzwerk-Port das folgende Verfahren wiederholt. Sind zwei oder mehr Netzwerk-Ports derselben 
Art verfügbar, wird ein Port zufällig ausgewählt und mit einem geeigneten Netzwerk verbunden, das der maxi­
malen Spezifikation des Ports entspricht. 

Ist für eine bestimmte Art von Netzwerk-Port nur ein Port verfügbar, wird dieser Port mit einem geeigneten 
Netzwerk verbunden, das der maximalen Spezifikation des Ports entspricht. Nicht verwendete Drahtlos-Ports 
werden nach Möglichkeit deaktiviert. Bei der Prüfung der Erfüllung der in Anhang II Nummer 3 festgelegten 
Anforderungen werden die nicht verwendeten drahtgebundenen Netzwerk-Ports nach Möglichkeit deaktiviert. 

Das Gerät wird in den Ein-Zustand versetzt. Sobald das Gerät im Ein-Zustand ordnungsgemäß arbeitet, wird es 
ihm ermöglicht, in den Zustand des vernetzten Bereitschaftsbetriebs zu treten, und die Leistungsaufnahme wird 
gemessen. Dann erhält das Fernsehgerät über den Netzwerk-Port ein geeignetes Auslösesignal, und es wird geprüft, 
ob das Fernsehgerät reaktiviert wird. 

Teilen sich zwei oder mehr Arten (logischer) Netzwerk-Ports einen physischen Netzwerk-Port, wird dieses Ver­
fahren für jede Art logischer Netzwerk-Ports wiederholt, wobei die anderen logischen Netzwerk-Ports vom Netz­
werk logisch getrennt sind. 

Es wird angenommen, dass das Modell die Anforderungen dieser Verordnung erfüllt, wenn die Ergebnisse für jede 
Art von Netzwerk-Port den Grenzwert um nicht mehr als 7 % überschreiten. 

Ansonsten werden drei weitere Exemplare geprüft. Es wird angenommen, dass das Modell die Anforderungen 
dieser Verordnung erfüllt, wenn das Durchschnittsergebnis für jede Art von Netzwerk-Port bei den drei letzteren 
Prüfungen den Grenzwert um nicht mehr als 7 % überschreitet. 

Andernfalls wird angenommen, dass das Modell die Anforderungen nicht erfüllt. 

Die Behörden der Mitgliedstaaten übermitteln die Prüfergebnisse und andere einschlägige Informationen innerhalb 
eines Monats nach der Entscheidung, dass das Modell die Anforderungen nicht erfüllt, den anderen Mitgliedstaaten 
und der Kommission. 

C. Konformitätskontrolle 

Für die Feststellung und Überprüfung der Konformität mit den Anforderungen dieser Verordnung wenden die 
Behörden der Mitgliedstaaten das in Anhang II beschriebene Verfahren sowie zuverlässige, genaue und repro­
duzierbare Messverfahren an, die dem anerkannten Stand der Technik Rechnung tragen; dies schließt Methoden 
gemäß Unterlagen ein, deren Nummern zu diesem Zweck im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht 
wurden. 

___________ 
(*) ABl. L 285 vom 31.10.2009, S. 10.“ 

Artikel 3 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union 
in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 22. August 2013 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 802/2013 DER KOMMISSION 

vom 22. August 2013 

zur Genehmigung des Wirkstoffs Fluopyram gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des 
Europäischen Parlaments und des Rates über das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln 
und zur Änderung des Anhangs der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 der Kommission 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 über 
das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln und zur Auf­
hebung der Richtlinien 79/117/EWG und 91/414/EWG des Ra­
tes ( 1 ), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 2 und Artikel 78 
Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Nach Artikel 80 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung 
(EG) Nr. 1107/2009 gilt die Richtlinie 91/414/EWG des 
Rates ( 2 ) — in Bezug auf das Verfahren und die Bedin­
gungen für die Genehmigung — für Wirkstoffe, für die 
vor dem 14. Juni 2011 eine Entscheidung gemäß Arti­
kel 6 Absatz 3 der genannten Richtlinie getroffen wurde. 
Für Fluopyram werden die Bedingungen des Artikel 80 
Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EG) Nr. 
1107/2009 durch die Entscheidung 2009/464/EG der 
Kommission ( 3 ) erfüllt. 

(2) Deutschland hat am 30. Juni 2008 von der Bayer CropS­
cience AG einen Antrag gemäß Artikel 6 Absatz 2 der 
Richtlinie 91/414/EWG auf Aufnahme des Wirkstoffs 
Fluopyram in Anhang I der Richtlinie 91/414/EWG er­
halten. Mit der Entscheidung 2009/464/EG wurde bestä­
tigt, dass die Unterlagen in dem Sinne vollständig waren, 
dass sie den Anforderungen der Anhänge II und III der 
Richtlinie 91/414/EWG hinsichtlich der Daten und Infor­
mationen grundsätzlich genügten. 

(3) Die Auswirkungen des genannten Wirkstoffs auf die Ge­
sundheit von Mensch und Tier und auf die Umwelt wur­
den gemäß Artikel 6 Absätze 2 und 4 der Richtlinie 
91/414/EWG für die vom Antragsteller vorgeschlagenen 
Anwendungen bewertet. Am 30. August 2011 übermit­
telte der berichterstattende Mitgliedstaat den Entwurf ei­
nes Bewertungsberichts. 

(4) Der Entwurf des Bewertungsberichts wurde von den Mit­
gliedstaaten und der Europäischen Behörde für Lebens­
mittelsicherheit (im Folgenden „die Behörde“) geprüft. Die 
Behörde legte der Kommission am 17. Dezember 2012 
ihre Schlussfolgerung zur Prüfung der Risikobewertung 
für Pestizide mit dem Wirkstoff Fluopyram ( 4 ) vor. Der 
Bewertungsbericht und die Schlussfolgerung der Behörde 
wurden im Rahmen des Ständigen Ausschusses für die 
Lebensmittelkette und Tiergesundheit von den Mitglied­
staaten und der Kommission geprüft und am 16. Juli 

2013 in Form des Überprüfungsberichts der Kommission 
für Fluopyram abgeschlossen. 

(5) Die verschiedenen Prüfungen lassen den Schluss zu, dass 
Fluopyram enthaltende Pflanzenschutzmittel grundsätz­
lich den Anforderungen gemäß Artikel 5 Absatz 1 Buch­
staben a und b sowie Artikel 5 Absatz 3 der Richtlinie 
91/414/EWG genügen, insbesondere hinsichtlich der ge­
prüften und im Überprüfungsbericht der Kommission 
beschriebenen Anwendungen. Es ist daher angezeigt, 
Fluopyram zu genehmigen. 

(6) Gemäß Artikel 13 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 
1107/2009 in Verbindung mit deren Artikel 6 und an­
gesichts des derzeitigen wissenschaftlichen und tech­
nischen Kenntnisstands sind jedoch bestimmte Auflagen 
und Einschränkungen notwendig. Es ist insbesondere an­
gezeigt, weitere bestätigende Informationen anzufordern. 

(7) Vor der Erteilung der Genehmigung sollte eine angemes­
sene Frist eingeräumt werden, um es den Mitgliedstaaten 
und den Betroffenen zu ermöglichen, sich auf die daraus 
entstehenden neuen Anforderungen vorzubereiten. 

(8) Unbeschadet der in der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 
festgelegten Verpflichtungen, die sich aus der Genehmi­
gung ergeben, sollte angesichts der besonderen Situation, 
die der Übergang von der Richtlinie 91/414/EWG zur 
Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 mit sich bringt, jedoch 
Folgendes gelten: Den Mitgliedstaaten sollte ein Zeitraum 
von sechs Monaten ab der Genehmigung gewährt wer­
den, um die Zulassungen für Fluopyram enthaltende 
Pflanzenschutzmittel zu überprüfen. Die Mitgliedstaaten 
sollten die Zulassungen je nach Sachlage ändern, ersetzen 
oder widerrufen. Abweichend von der oben genannten 
Frist sollte für die Übermittlung und Bewertung der ak­
tualisierten vollständigen Unterlagen nach Anhang III für 
jedes Pflanzenschutzmittel und für jede vorgesehene An­
wendung gemäß der Richtlinie 91/414/EWG ein längerer 
Zeitraum vorgesehen werden, im Einklang mit den ein­
heitlichen Grundsätzen. 

(9) Die bisherigen Erfahrungen mit der Aufnahme von Wirk­
stoffen, die im Rahmen der Verordnung (EWG) Nr. 
3600/92 der Kommission vom 11. Dezember 1992 
mit Durchführungsbestimmungen für die erste Stufe des 
Arbeitsprogramms gemäß Artikel 8 Absatz 2 der Richt­
linie 91/414/EWG des Rates über das Inverkehrbringen 
von Pflanzenschutzmitteln ( 5 ) bewertet wurden, in An­
hang I der Richtlinie 91/414/EWG haben gezeigt, dass 
bei der Auslegung der Pflichten von Inhabern geltender 
Zulassungen hinsichtlich des Datenzugangs Probleme 
auftreten können. Um weitere Schwierigkeiten zu vermei­
den, erscheint es daher angebracht, die Pflichten der
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Mitgliedstaaten zu klären, insbesondere die Pflicht, sich 
zu vergewissern, dass der Zulassungsinhaber Zugang zu 
Unterlagen nachweist, die den Anforderungen des An­
hangs II der Richtlinie 91/414/EWG entsprechen. Diese 
Klärung hat jedoch nicht zur Folge, dass den Mitglied­
staaten oder den Zulassungsinhabern neue Pflichten ge­
genüber den bislang erlassenen Richtlinien zur Änderung 
des Anhangs I der genannten Richtlinie oder den Ver­
ordnungen zur Genehmigung von Wirkstoffen auferlegt 
werden. 

(10) Gemäß Artikel 13 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 
1107/2009 sollte der Anhang der Durchführungsverord­
nung (EU) Nr. 540/2011 der Kommission vom 25. Mai 
2011 zur Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 
1107/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates 
hinsichtlich der Liste zugelassener Wirkstoffe ( 1 ) entspre­
chend geändert werden. 

(11) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Genehmigung des Wirkstoffs 

Der in Anhang I beschriebene Wirkstoff Fluopyram wird unter 
den ebenfalls in Anhang I genannten Bedingungen genehmigt. 

Artikel 2 

Neubewertung von Pflanzenschutzmitteln 

(1) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 ändern oder 
widerrufen die Mitgliedstaaten bis zum 31. Juli 2014 erforder­
lichenfalls geltende Zulassungen für Pflanzenschutzmittel, die 
Fluopyram als Wirkstoff enthalten. 

Bis zu diesem Datum prüfen sie insbesondere, ob die Bedingun­
gen des Anhangs I der vorliegenden Verordnung — mit Aus­
nahme der Bedingungen in der Spalte „Sonderbestimmungen“ 
dieses Anhangs — erfüllt sind und ob der Zulassungsinhaber 
über Unterlagen verfügt oder Zugang zu Unterlagen hat, die den 
Anforderungen des Anhangs II der Richtlinie 91/414/EWG im 
Einklang mit deren Artikel 13 Absätze 1 bis 4 und Artikel 62 
der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 entsprechen. 

(2) Abweichend von Absatz 1 unterziehen die Mitgliedstaa­
ten jedes zugelassene Pflanzenschutzmittel, das Fluopyram ent­
weder als einzigen Wirkstoff oder als einen von mehreren Wirk­
stoffen enthält, die alle spätestens am 31. Januar 2014 im An­
hang der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 geführt 
wurden, einer Neubewertung nach den einheitlichen Grundsät­
zen gemäß Artikel 29 Absatz 6 der Verordnung (EG) Nr. 
1107/2009, basierend auf Unterlagen, die den Anforderungen 
von Anhang III der Richtlinie 91/414/EWG genügen, und unter 
Berücksichtigung der Spalte „Sonderbestimmungen“ in Anhang I 
der vorliegenden Verordnung. Sie entscheiden auf der Grundlage 
dieser Bewertung, ob das Pflanzenschutzmittel die Bedingungen 
gemäß Artikel 29 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 
1107/2009 erfüllt. 

Nach dieser Entscheidung verfahren die Mitgliedstaaten wie 
folgt: 

a) Enthält ein Pflanzenschutzmittel Fluopyram als einzigen 
Wirkstoff, so wird die Zulassung gegebenenfalls spätestens 
am 31. Juli 2015 geändert oder widerrufen; oder 

b) enthält ein Pflanzenschutzmittel Fluopyram als einen von 
mehreren Wirkstoffen, so wird die Zulassung erforderlichen­
falls entweder bis zum 31. Juli 2015 oder bis zu dem Datum 
geändert bzw. widerrufen, das für eine solche Änderung oder 
einen solchen Widerruf in der oder den Rechtsvorschrift(en) 
festgelegt ist, durch die der oder die betreffende(n) Wirk­
stoff(e) in Anhang I der Richtlinie 91/414/EWG aufgenom­
men bzw. genehmigt wurde(n); maßgebend ist das späteste 
Datum. 

Artikel 3 

Änderung der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 
540/2011 

Der Anhang der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 
wird gemäß Anhang II der vorliegenden Verordnung geändert. 

Artikel 4 

Inkrafttreten und Geltungsbeginn 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Ver­
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Sie gilt ab dem 1. Februar 2014. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 22. August 2013 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO
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ANHANG I 

Gebräuchliche Bezeichnung, 
Kennnummern IUPAC-Bezeichnung Reinheit (1 ) Datum der Genehmigung Befristung der Genehmigung Sonderbestimmungen 

Fluopyram 

CAS-Nr. 658066-35-4 

CIPAC-Nr. 807 

N-{2-[3-chlor-5-(trifluor­
methyl)-2-pyridyl]ethyl}- 
α,α,α-trifluor-o-toluamid 

≥ 960 g/kg 1. Februar 2014 31. Januar 2024 Bei der Anwendung der einheitlichen Grundsätze gemäß Artikel 29 Absatz 6 der 
Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 sind die Schlussfolgerungen des vom Ständigen 
Ausschuss für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit am 16. Juli 2013 abge­
schlossenen Beurteilungsberichts über Fluopyram und insbesondere dessen An­
lagen I und II zu berücksichtigen. 

Bei dieser Gesamtbewertung achten die Mitgliedstaaten insbesondere auf das 
Risiko für Vögel und Wasserorganismen. 

Die Anwendungsbedingungen umfassen gegebenenfalls Maßnahmen zur Risiko­
begrenzung. 

Der Antragsteller legt bestätigende Informationen vor über: 

1. das Langzeitrisiko für insektenfressende Vögel; 

2. die potenzielle Wirkung auf das Hormonsystem von Nichtzielwirbeltieren, 
ausgenommen Säugetiere. 

Der Antragsteller übermittelt der Kommission, den Mitgliedstaaten und der Be­
hörde die Informationen gemäß Nummer 1 bis zum 1. Februar 2016 und die 
Informationen gemäß Nummer 2 innerhalb von zwei Jahren nach Annahme der 
einschlägigen OECD-Testleitlinien für endokrine Wirkung. 

(1 ) Nähere Angaben zur Identität und Spezifikation der Wirkstoffe sind im betreffenden Überprüfungsbericht enthalten.
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ANHANG II 

In Teil B des Anhangs der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 wird folgender Eintrag angefügt: 

Nummer Gebräuchliche Bezeichnung, 
Kennnummern IUPAC-Bezeichnung Reinheit (*) Datum der Genehmi­

gung 
Befristung der Geneh­

migung Sonderbestimmungen 

„51 Fluopyram 

CAS-Nr. 658066-35-4 

CIPAC-Nr. 807 

N-{2-[3-chlor-5-(trifluor­
methyl)-2-pyridyl]ethyl}- 
α,α,α-trifluor-o-toluamid 

≥ 960 g/kg 1. Februar 2014 31. Januar 2024 Bei der Anwendung der einheitlichen Grundsätze gemäß Arti­
kel 29 Absatz 6 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 sind die 
Schlussfolgerungen des vom Ständigen Ausschuss für die Le­
bensmittelkette und Tiergesundheit am 16. Juli 2013 abge­
schlossenen Überprüfungsberichts über Fluopyram und ins­
besondere dessen Anlagen I und II zu berücksichtigen. 

Bei dieser Gesamtbewertung achten die Mitgliedstaaten ins­
besondere auf das Risiko für Vögel und Wasserorganismen. 

Die Anwendungsbedingungen umfassen gegebenenfalls Maß­
nahmen zur Risikobegrenzung. 

Der Antragsteller hat bestätigende Informationen vorzulegen 
über: 

1. das Langzeitrisiko für insektenfressende Vögel; 

2. die potenzielle Wirkung auf das Hormonsystem von Nicht­
zielwirbeltieren, ausgenommen Säugetiere. 

Der Antragsteller übermittelt der Kommission, den Mitglied­
staaten und der Behörde die Informationen gemäß Nummer 
1 bis zum 1. Februar 2016 und die Informationen gemäß 
Nummer 2 innerhalb von zwei Jahren nach Annahme der ein­
schlägigen OECD-Testleitlinien für endokrine Wirkung.“ 

(*) Nähere Angaben zur Identität und Spezifikation der Wirkstoffe sind im betreffenden Überprüfungsbericht enthalten.
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 803/2013 DER KOMMISSION 

vom 22. August 2013 

zur Zulassung von Folsäure als Zusatzstoff in Futtermitteln für alle Tierarten 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 22. September 2003 über 
Zusatzstoffe zur Verwendung in der Tierernährung ( 1 ), insbeson­
dere auf Artikel 9 Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 schreibt die Zulas­
sung von Zusatzstoffen zur Verwendung in der Tier­
ernährung vor und regelt die Voraussetzungen und Ver­
fahren für die Erteilung einer solchen Zulassung. Arti­
kel 10 der genannten Verordnung sieht für Zusatzstoffe, 
die gemäß der Richtlinie 70/524/EWG des Rates ( 2 ) zu­
gelassen wurden, eine Neubewertung vor. 

(2) Folsäure wurde gemäß der Richtlinie 70/524/EWG in der 
Gruppe „Vitamine, Provitamine und chemisch definierte 
Stoffe mit ähnlicher Wirkung“ auf unbestimmte Zeit als 
Futtermittelzusatzstoff zur Verwendung bei allen Tier­
arten zugelassen. In der Folge wurde dieses Produkt ge­
mäß Artikel 10 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 
1831/2003 als bereits bestehendes Produkt in das EU- 
Register der zugelassenen Futtermittelzusatzstoffe einge­
tragen. 

(3) Nach Artikel 10 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 
1831/2003 in Verbindung mit deren Artikel 7 wurde 
ein Antrag auf Neubewertung von Folsäure als Zusatz­
stoff in Futtermitteln für alle Tierarten gestellt; in diesem 
Zusammenhang wurde die Einordnung des Zusatzstoffs 
in die Zusatzstoffkategorie „ernährungsphysiologische 
Zusatzstoffe“ beantragt. Dem Antrag waren die nach Ar­
tikel 7 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 
vorgeschriebenen Angaben und Unterlagen beigefügt. 

(4) Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit („die 
Behörde“) kam in ihrem Gutachten vom 24. April 
2012 ( 3 ) zu dem Schluss, dass Folsäure sich unter den 

vorgeschlagenen Verwendungsbedingungen nicht schäd­
lich auf die Tiergesundheit auswirkt und dass davon aus­
zugehen ist, dass sie kein zusätzliches Risiko für die Um­
welt birgt. Die Behörde schloss ferner, dass keine Sicher­
heitsbedenken für die Verwender bestehen, sofern geeig­
nete Schutzmaßnahmen ergriffen werden. Sie hat außer­
dem den Bericht über die Methode zur Analyse des Fut­
termittelzusatzstoffs in Futtermitteln geprüft, den das 
durch die Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 eingerichtete 
Referenzlaboratorium vorgelegt hat. 

(5) Die Bewertung von Folsäure hat ergeben, dass die Bedin­
gungen für die Zulassung gemäß Artikel 5 der Verord­
nung (EG) Nr. 1831/2003 erfüllt sind. Daher sollte die 
Verwendung dieses Stoffs gemäß den Angaben im An­
hang der vorliegenden Verordnung zugelassen werden. 

(6) Da es nicht erforderlich ist, die Änderungen in den Zu­
lassungsbedingungen aus Sicherheitsgründen unverzüg­
lich anzuwenden, ist es angemessen, gemäß der Richtlinie 
70/524/EWG eine Übergangsfrist für die Entsorgung der 
Bestände dieses Zusatzstoffs sowie der diesen Zusatzstoff 
enthaltenden Vormischungen und Mischfuttermittel ein­
zuräumen. 

(7) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die im Anhang genannte Zubereitung, die der Zusatzstoffkate­
gorie „ernährungsphysiologische Zusatzstoffe“ und der Funk­
tionsgruppe „Vitamine, Provitamine und chemisch definierte 
Stoffe mit ähnlicher Wirkung“ angehört, wird unter den in 
diesem Anhang aufgeführten Bedingungen als Zusatzstoff in 
der Tierernährung zugelassen. 

Artikel 2 

Die im Anhang beschriebene Zubereitung und die diese Zu­
bereitung enthaltenden Futtermittel, die vor dem 12. März 
2014 gemäß den Bestimmungen, die vor dem 12. September 
2013 galten, hergestellt und gekennzeichnet wurden, dürfen bis 
zur Erschöpfung der Bestände weiter in Verkehr gebracht und 
verwendet werden.
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Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union 
in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 22. August 2013 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO
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ANHANG 

Kennnummer des 
Zusatzstoffs 

Name des 
Zulassungsinha­

bers 
Zusatzstoff 

Zusammensetzung, chemische 
Bezeichnung, Beschreibung, 

Analysemethode 

Tierart oder 
Tierkategorie Höchstalter 

Mindestgehalt Höchstgehalt 

Sonstige Bestimmungen Geltungsdauer der 
Zulassung mg/kg Alleinfuttermittel mit einem 

Feuchtigkeitsgehalt von 12 % 

Kategorie: ernährungsphysiologische Zusatzstoffe. Funktionsgruppe: Vitamine, Provitamine und chemisch definierte Stoffe mit ähnlicher Wirkung 

3a316 — Folsäure Zusammensetzung des Zusatzstoffs 

Zubereitung aus Folsäure, fest 

Charakterisierung des Wirkstoffs 

Bezeichnung: Folsäure 

Chemische Formel: C 19H 19N 7O 6 

CAS-Nr.: 59-30-3 

Hergestellt durch chemische Syn­
these 

Reinheit: mindestens 96 % Folsäu­
re, bezogen auf die Trockenmasse 

Reinheitskriterien: gemäß dem Eu­
ropäischen Arzneibuch, 6. Aus­
gabe, 01/2008/0067 

Analysemethode (1 ) 

— Bestimmung der Folsäure im 
Futtermittelzusatzstoff und in 
den Vormischungen: Umkehr­
phasen-Hochleistungsflüssig­
keitschromatografie in Verbin­
dung mit UV-Detektion (RP- 
HPLC-UV). 

— Bestimmung der Gesamtfolate 
(einschl. zugesetzter Folsäure) 
in Futtermitteln und Wasser: 
Mikrobiologischer Assay — auf 
Grundlage der im CEN-Ring­
versuch validierten Methode EN 
14131. 

Alle Tierarten — — — 1. Wenn die Zubereitung einen 
technologischen Zusatzstoff 
oder Einzelfuttermittel enthält, 
für die ein Höchstgehalt fest­
gelegt ist oder die anderen 
Beschränkungen unterliegen, 
so stellt der Hersteller des 
Futtermittelzusatzstoffs diese 
Informationen den Kunden 
zur Verfügung. 

2. In der Gebrauchsanweisung 
für den Zusatzstoff und die 
Vormischung sind die Lager- 
und die Stabilitätsbedingungen 
anzugeben. 

3. Folsäure kann auch über 
Trinkwasser verwendet wer­
den. 

4. Sicherheitshinweis: Bei der 
Handhabung sind Atem­
schutz, Augenschutz und 
Hautschutz zu tragen. 

12. September 
2023 

(1 ) Nähere Informationen zu den Analysemethoden siehe Website des Referenzlaboriums unter: http://irmm.jrc.ec.europa.eu/EURLs/EURL_feed_additives/Pages/index.aspx.
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 804/2013 DER KOMMISSION 

vom 22. August 2013 

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse 
geltenden Einfuhrpreise 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), 

gestützt auf die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 
der Kommission vom 7. Juni 2011 mit Durchführungsbestim­
mungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates für die 
Sektoren Obst und Gemüse und Verarbeitungserzeugnisse aus 
Obst und Gemüse ( 2 ), insbesondere auf Artikel 136 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen 
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der Kom­
mission festzulegenden, zur Bestimmung der pauschalen 
Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien sind in der 

Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 für die in 
ihrem Anhang XVI Teil A aufgeführten Erzeugnisse und 
Zeiträume festgelegt. 

(2) Gemäß Artikel 136 Absatz 1 der Durchführungsverord­
nung (EU) Nr. 543/2011 wird der pauschale Einfuhrwert 
an jedem Arbeitstag unter Berücksichtigung variabler Ta­
geswerte berechnet. Die vorliegende Verordnung sollte 
daher am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der 
Europäischen Union in Kraft treten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Artikel 136 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 
543/2011 genannten pauschalen Einfuhrwerte sind im Anhang 
der vorliegenden Verordnung festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 22. August 2013 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

Jerzy PLEWA 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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ANHANG 

Pauschale Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise 

(EUR/100 kg) 

KN-Code Drittland-Code ( 1 ) Pauschaler Einfuhrwert 

0707 00 05 TR 95,4 
ZZ 95,4 

0709 93 10 TR 121,9 
ZZ 121,9 

0805 50 10 AR 118,3 
CL 112,4 
TR 70,0 
UY 99,9 
ZA 104,1 
ZZ 100,9 

0806 10 10 EG 182,8 
MA 135,8 
TR 145,7 
ZZ 154,8 

0808 10 80 AR 186,2 
BR 108,7 
CL 140,9 
CN 95,5 
NZ 125,1 
US 129,8 
ZA 117,7 
ZZ 129,1 

0808 30 90 AR 196,9 
CL 148,9 
TR 147,4 
ZA 87,4 
ZZ 145,2 

0809 30 TR 142,6 
ZZ 142,6 

0809 40 05 BA 52,6 
MK 57,7 
TR 101,0 
ZZ 70,4 

( 1 ) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1833/2006 der Kommission (ABl. L 354 vom 14.12.2006, S. 19). Der Code 
„ZZ“ steht für „Andere Ursprünge“.
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HINWEIS FÜR DEN BENUTZER 

Verordnung (EU) Nr. 216/2013 des Rates vom 7. März 2013 über die elektronische 
Veröffentlichung des Amtsblatts der Europäischen Union 

Gemäß Verordnung (EU) Nr. 216/2013 des Rates vom 7. März 2013 über die elektronische 
Veröffentlichung des Amtsblatts der Europäischen Union (veröffentlicht im ABl. L 69 vom 
13.3.2013, S. 1) wird ab 1. Juli 2013 nur die elektronische Ausgabe des Amtsblatts Echt­
heit besitzen und Rechtswirkungen entfalten. 

Kann die elektronische Ausgabe des Amtsblatts aufgrund unvorhersehbarer außergewöhn­
licher Störungen nicht veröffentlicht werden, so kommt nur der gedruckten Ausgabe des 
Amtsblatts Echtheit zu und nur sie entfaltet Rechtswirkungen gemäß Artikel 3 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 216/2013. 

HINWEIS FÜR DIE LESER — ZITIERWEISE VON RECHTSAKTEN 

Mit Wirkung vom 1. Juli 2013 wurde die Zitierweise von Rechtsakten geändert. 

Während einer Übergangszeit kann sowohl die alte als auch die neue Methode verwendet 
werden.



EUR-Lex (http://new.eur-lex.europa.eu) bietet einen direkten und kostenlosen Zugang zum EU-Recht. 
Die Website ermöglicht die Abfrage des Amtsblatts der Europäischen Union und enthält darüber hinaus 

die Rubriken Verträge, Gesetzgebung, Rechtsprechung und Vorschläge für Rechtsakte. 

Weitere Informationen über die Europäische Union finden Sie unter: http://europa.eu 
DE
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